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Gefahrguttransporte - Transportwege 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 8. Novem- 
ber 1988 -A 13/00.02.1 1/88 -die Kleine Anfrage namens der Bun- 
desregierung wie folgt beantwortet: 


1. Welche Bundesländer, Städte, Gemeinden und Kreise haben nach 
der Tanklastzugkatastrophe von Herbom Sperrungen von Bundes- 
straßen- oder Straßenabschnitten für Gefahrguttransporte beantragt, 
imd wo wurden Sperrungen vorgenommen? 


Um beim Transport gefährlicher Güter ungeeignete Streckenab- 
schnitte zu sperren oder durch verkehrsbeschränkende Maßnah- 
men zu entschärfen, wurde die Allgemeine Verwaltungs vor Schrift 
zur StVO (VwV-StVO) zu Zeichen 261 - Verbot für kennzeich- 
nungspflichtige Kraftfahrzeuge mit gefährlichen Gütern - und zu 
Zeichen 269 - Verbot für Fahrzeuge mit wassergefährdender La- 
dung - geändert und eine Richtlinie für die Anordnung dieser 
Zeichen erstellt. 

Eine Anordnung der Zeichen 261 und 269 ist damit auch in 
solchen Fällen möghch, in denen durch einen Verkehrsunfall 
Gefahren für Leben, Gesundheit und Umwelt in erheblichem Um- 
fang eintreten können. 

Zuständig für die Ausführung, sowohl der VwV-StVO als auch der 
Richtlinie, sind die Länder. 

Die Gesamtlänge der bereits gesperrten Straßen ist der Bundes- 
regierung nicht bekannt. 


2. Kommen die Länder bzw. die Polizeibehörden ihrer Aufsichtspflicht 
über die Gefahrguttransporte nach, und welche absolute oder ge- 
schätzte Überwachxmgsdichte ist bei derartigen Transporten in den 
einzelnen Bimdesländem, aufgeschlüsselt nach Ländern, gegeben? 
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3. Wie steht die Bundesregierung zu der Aussage mancher Stadtver- 
waltungen (z. B. Kassel), sie wollten ihren KontroUpflichten bei Ge- 
fahrguttransporten nicht nachkommen, weil ihnen das notwendige 
Personal fehle? 


Die Länder unternehmen erhebliche Anstrengungen, um die 
Sicherheit der Gefahrguttransporte durch Polizeikontrollen und 
Betriebsprüfimgen zu erhöhen. 

Die Verweigerung der Durchführung der Kontrollaufgabe durch 
eine zuständige Behörde ist der Bundesregierung nicht bekannt. 

Aus der Anzahl von Kontrollen kann eine „Überwachimgsdichte" 
nicht abgeleitet werden, da einheitliche Bezugsgrößen (Verkehrs- 
dichte, Unternehmensstandorte) fehlen. 


4. Welche Haupttransportwege werden von den jährlichen 250 bis 
280 Mio. t Gefahrgut, die über die Straßen in der Bundesrepublik 
Deutschland geführt werden, besonders betroffen? 

5. Welche Stoffe werden über die Straße transportiert, und welchen 
Anteil haben genehmigungspflichtige Transporte? 

6. Wie verteilt sich die Gesamtmenge der transportierten gefährlichen 
Güter auf Straße, Schiff, Eisenbahn, Flugzeug, und wie verteilen sich 
diese auf 

a) inländische Spediteure und 

b) ausländische Spediteure? 


Statistische Ergebnisse über den Transport von gefährlichen Gü- 
tern sind vom Statistischen Bundesamt zuletzt in der Reihe Wirt- 
schaft und Statistik 2/1988 veröffentlicht worden. Fachlich imd 
regional tiefer geghederte Daten liegen der Bundesregierung 
nicht vor. 


7. Welche Regelungen bestehen in den EG- und den Nicht-EG-Län- 
dem in Europa? 


Für grenzüberschreitende Beförderungen gefährhcher Güter auf 
der Straße gilt das Europäische Übereinkommen vom 30. Septem- 
ber 1957 über die internationale Beförderung gefährhcher Güter 
auf der Straße (ADR, BGBl. 1969 II S. 1489). 

ADR- Vertragsstaaten sind zur Zeit: Belgien, Dänemark, Bundes- 
repubhk Deutschland, Deutsche Demokratische Republik, Finn- 
land, Frankreich, Griechenland, Itahen, Jugoslawien, Luxemburg, 
Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Schweden, 
Schweiz, Spanien, Tschechoslowakei, Ungarn und Großbritan- 
nien. 

Für den innerstaatlichen Verkehr gibt es in den meisten Staaten 
besondere Regelwerke. So gibt es in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land für die innerstaathche Beförderung gefährhcher Güter auf 
Straßen die Gefahrgutverordnung Straße. Die Bestrebungen 
gehen dahin, die Vorschriften für die grenzüberschreitende und 
für die innerstaathche Beförderrmg zu harmonisieren. 
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Das Zeichen 261 - Verbot für kennzeichnungspflichtige Kraftfahr- 
zeuge mit gefährlichen Gütern - und das Zeichen 269 - Verbot für 
Fahrzeuge mit wassergefährdender Ladung - sind auf der Grund- 
lage des am 8. November 1968 in Wien zur Unterzeichnung auf- 
gelegten Abkommens über Straßenverkehrszeichen vereinbart 
und bei Bedarf in entsprechender Form in den Vertragsstaaten 
anzuwenden. 


8. Wie bewertet die Bundesregierung die generelle Verhängung eines 
Nachtfahrverbotes für Lkw? 


Die generelle Verhängung eines Nachtfahrverbotes für Lkw wird 
nicht angestrebt, da dies zu einer Häufung der Lkw-Transporte 
am Tage führen würde. Dies hegt nicht im Interesse einer sicheren 
Beförderung. 


9. Wie bewertet die Bundesregierung die Einführung einer Begren- 
zung des zulässigen Höchstgewichtes der Fahrzeuge auf 28 t im Hin- 
bhck auf die Sicherheit der Transporte und der Bevölkerung? 


Die EG hat in der Richthnie des Rates vom 19. Dezember 1984 
über die Gewichte, Abmessungen und bestimmte andere tech- 
nische Merkmale bestimmter Fahrzeuge des Güterkraftverkehrs 
(85/3/EWG, zuletzt geändert durch die Richthnie 88/218/EWG) 
u. a. auch die Grenzwerte für die zulässigen Gesamtgewichte von 
Fahrzeugkombinationen festgelegt. Das danach für den grenz- 
überschreitenden Verkehr von fünfachsigen Fahrzeugkombina- 
tionen zulässige Gesamtgewicht beträgt 40 t. 

Mit der 13. Verordnung zur Änderung der Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs-Ordnung vom 16. Juli 1986 wurde die vorstehend erwähnte 
EG-Richthnie in das nationale Recht überführt. 

Eine Änderung der o. g. EG-Richthnie wird nicht angestrebt, da 
eine Begrenzung des zulässigen Gesamtgewichts der Fahrzeuge 
auf 28 t nach derzeitigen Erkenntnissen keinen meßbaren Beitrag 
zur Erhöhung der Sicherheit der Gefahrguttransporte leisten und 
daher keinen zusätzhchen Sicherheitsgewinn für die Bevölkerung 
bringen würde. Die erwähnte Begrenzung würde vielmehr zu 
einer wesenthchen Erhöhung der Anzahl der Beförderungen 
führen. 

Voraussetzung für einen sicheren Transport gefährhcher Güter ist 
die Einhaltung der dafür geltenden Vorschriften. 
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